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TOP 8: 

Entschließung des Bundesrates "Schaffung eines MVZ-Regu-
lierungsgesetzes" 

- Antrag der Länder Bayern, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein - 

Drucksache: 211/23 

I. Zum Inhalt der Entschließung 

Die antragstellenden Länder verfolgen mit der beantragten Entschließung das 

Ziel, die Gründungen von Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) mit einer 

Reihe von Maßnahmen, die Eingang in ein zu schaffendes MVZ-

Regulierungsgesetz finden sollten, zu reglementieren. Wegen des rasanten 

Wachstums von MVZ, insbesondere in Ballungsgebieten, soll damit unter ande-

rem das Risiko einer medizinischen Unterversorgung, gerade im ländlichen 

Raum, minimiert werden.  

Zu einzelnen vorgeschlagenen Regulierungsmaßnahmen: 

– Einführung eines gesonderten MVZ-Registers, in dem auch die nachgela-

gerten Inhaberstrukturen offengelegt werden sollen, und Schaffung einer 

Verpflichtung zur Eintragung in das Register als Zulassungsvoraussetzung 

für MVZ. Die Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 

sollen als registerführende Stellen bestimmt werden.  

– Räumliche Beschränkung der Gründungsbefugnis von Krankenhäusern für 

(zahn)ärztliche MVZ. In räumlicher Hinsicht sollte eine Beschränkung auf 

die jeweiligen arztgruppenbezogenen Planungsbereiche, die ganz oder teil-

weise in einem Radius von bis 50 km zum Sitz des Krankenhauses entfernt 

liegen, normiert werden. Für unterversorgte und drohend unterversorgte 

Planungsbereiche sollen jeweils Ausnahmen vorgesehen werden.  

– Begrenzung des Versorgungsanteils für neue, von einem Träger gegründete, 

ärztliche MVZ im jeweiligen arztgruppenbezogenen Planungsbereich bei 

Hausärzten auf maximal 25 Prozent bei der allgemeinen und speziellen 
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fachärztlichen Versorgung auf maximal 50 Prozent pro Facharztgruppe. Für 

unterversorgte und drohend unterversorgte Planungsbereiche sollen Aus-

nahmen vorgesehen werden. Das soll gelten, wenn der zuständige Zulas-

sungsausschuss einen besonderen Versorgungsbedarf feststellt. Bezogen auf 

den jeweiligen Bezirk der Kassenärztlichen Vereinigung soll der Versor-

gungsanteil für von einem Träger gegründete ärztliche MVZ bei der haus-

ärztlichen Versorgung auf fünf Prozent und bei der allgemeinen und spezi-

ellen fachärztlichen Versorgung auf zehn Prozent begrenzt werden. 

– Einführung einer Kennzeichnungspflicht für Träger und Betreiber von 

MVZ auf dem Praxisschild, einschließlich der Angabe der Rechtsform 

(MVZ-Schilderpflicht). 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Gesundheitsausschuss, der Ausschuss für Innere Ange-

legenheiten und der Ausschuss für Kulturfragen empfehlen, die Entschlie-

ßung zu fassen. 
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